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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

„Die innere Einheit stärken, 
die europäische 
Einigung vollenden" 
'n den vergangenen anderthalb Jahren haben 
Deutschland und Europa neue Statur gewonnen, 
yte mutigen Demonstrationen der Deutschen in 
"er ehemaligen DDR gegen das SED-Regime 
und die Öffnung der ungarischen Grenze im 
September 1989 bildeten den Auftakt zur Wie- 
dervereinigung unseres Vaterlandes. Zu dieser 
Entwicklung haben viele beigetragen: die Frei- 
Jeits- und Demokratiebewegungen in Polen, 
Ungarn und der Tschechoslowakei, unsere Part- 
ner und Freunde in der Europäischen Gemein- 
schaft und der Atlantischen Allianz durch ihre 
Jahrzehntelange Solidarität und nicht zuletzt 
Präsident Gorbatschow durch seine Bereitschaft, 
das Recht der Staaten und Völker auf ihren eige- 
nen Weg zu respektieren. 

Zwei weitere Ereignisse im vergangenen Jahr ver- 
vollständigen das Bild und machen so die histori- 
sche Dimension der Entwicklung in den vergange- 
nen Monaten deutlich. Beide Daten stehen für die 
europäische Einbettung und für die politische Bestä- 
tigung der Deutschen Einheit: Zum einen haben auf 
dem KSZE-Gipfel vom November in Paris alle 
^4 Teilnehmerstaaten die Vollendung der staatlichen 
b,nheit Deutschlands positiv gewürdigt. Zugleich ist 
,n Paris auch ein staatenübergreifender Rahmen für 
eine gerechte und dauerhafte Friedensordnung auf 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
unserem Kontinent entwickelt worden. 
Zum anderen wurde am 2. Dezember — 
erstmals seit der Reichstagswahl im 
November 1932 — frei und direkt ein 
Parlament für ganz Deutschland gewählt. 

In den kommenden Jahren geht es um zwei 
zentrale Aufgaben: erstens um den Aufbau 
der neuen Bundesländer und das Zusam- 
menwachsen zu innerer Einheit. Und zwei- 
tens um das Vorantreiben der europäischen 
Einigung, den noch unvollendeten Auftrag 
der Präambel unseres Grundgesetzes. 

Diese Aufgaben stellen sich uns in einer 
Zeit großer wirtschaftlicher Dynamik im 
Innern, die nach Ansicht aller Experten 
auch weiterhin anhalten wird. Nie zuvor 
gab es in der bisherigen Bundesrepublik 
eine längere konjunkturelle Aufwärtsent- 
wicklung und nie zuvor in der Geschichte 
der bisherigen Bundesrepublik gab es 
mehr Arbeitsplätze, höhere Einkommen, • 
breiteren Wohlstand und ein höheres 
Maß an sozialer Sicherheit wie zu Beginn 
der neunziger Jahre. 
Nachdrücklich dokumentiert wird das 
gerade in diesen Monaten — etwa durch 
eine außerordentlich dynamische 
Zunahme der Erwerbstätigenzahl in den 
alten Bundesländern, wie sie selbst in der 
Aufbauzeit nach 1948 nicht zu verzeich- 
nen war. 
Mehr noch als in der Vergangenheit rük- 
ken heute — angesichts von Aufbruch 
und Neuanfang zwischen Rügen und Erz- 
gebirge, zwischen Elbe und Oder — die 
Wurzeln von wirtschaftlichem Erfolg, 
sozialer Sicherheit und gesellschaftlicher 
Stabilität ins Bewußtsein. Zu nennen sind 
zunächst und vor allem die Leistungen 
der Menschen in unserem Land. Ihr Lei- 
stungswille allein hätte aber nicht genügt. 
Das zeigt das Schicksal der Menschen in 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thürin- 

gen und im Ostteil Berlins. Denn auch si 
waren und sind nicht weniger leistungs- 
willig als Arbeitnehmer und Unterneh- 
mer zwischen Rhein und Elbe. 
Anteil am wirtschaftlichen Erfolg und af 
der inneren Stabilität der BundesrepubÜ' 
haben vielmehr auch jene Institutionen 
und gewachsenen Strukturen, ohne die 
kein freiheitliches Gemeinwesen auf 
Dauer erfolgreich bestehen kann: Eine 
klare, verläßliche und zugleich anpas- 
sungsfähige Wirtschafts-, Rechts- und 
Gesellschaftsordnung, ein bewährter Paf 
lamentarismus, der von demokratischen 
Parteien getragen wird, eine kompetente 
öffentliche Verwaltung sowie freie 
Gewerkschaften, Verbände und verant- 
wortliche Tarifpartner. Dies zusammen- 
genommen prägt die Soziale Marktwirt- 
schaft als „die bessere Ordnung", wie es 
auch von allen Teilnehmerstaaten der 
Bonner KSZE-Wirtschaftskonferenz im 
März 1990 eindrucksvoll zum Ausdruck 
gebracht worden ist. 
Nicht geringzuschätzen ist zudem der 
Wert der im Westen Deutschlands hoch- 
entwickelten Infrastruktur sowie die 
Fähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft, 
sich neuen Herausforderungen wie 
Umweltschutz und einer humanen Nut- 
zung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts — beispielsweise in den Bio- 
Wissenschaften — zu stellen. 

In all diesen Bereichen muß in den neue' 
Bundesländern rasch aufgearbeitet wer- 
den, was dort in 40 Jahren sozialistische^ 
Mißwirtschaft versäumt worden ist. 
Dreh- und Angelpunkt für den Überganü 
zur Sozialen Marktwirtschaft sind baldig1 

massive Investitionen — in die Qualifizie' 
rung der Arbeitnehmer genauso wie in 
Gebäude und Maschinen. Die Bundesre- 
gierung flankiert die erforderliche 
Umstrukturierung durch Hilfen für pri- 
vate Investitionen in gleicher Weise wie 
durch Leistungen der Arbeitslosen-, 
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Kranken- und Rentenversicherung in 
Milliarden-Höhe. 
Sie schafft zugleich die elementaren 
Bedingungen für wirtschaftliche Auf- 
wärtsentwicklung, indem sie beschleunigt 
sicherstellt, daß z.B. Zweigstellen, Toch- 
terunternehmen und Geschäftspartner 
ohne lange Verzögerungen miteinander 
telefonieren können. Schon jetzt wird 
beträchtlich investiert. Die Bundespost 
schaltet allein im kommenden Jahr weit 
über 600.000 neue Anschlüsse. 
Aber auch auf anderen Feldern müssen 
w»r dem rasch wachsenden Bedarf an 
Infrastruktur so schnell wie möglich ent- 
sprechen. Das gilt für den Ausbau der 
Verkehrswege ebenso wie für Strom-, 
Nasser-, Versorgungs- und Entsorgungs- 
netze. Denn der Ausbau einer leistungsfä- 
higen Infrastruktur ist zugleich entschei- 
dende Voraussetzung für rasche gewerbli- 
che Ansiedlung und damit für sichere 
Arbeitsplätze. Und von beidem profitiert 
der Staat später nicht zuletzt bei den 
Staatseinnahmen. 

AU diese Ausgaben — sei es für Infra- 
struktur, Wirtschaftshilfen, Qualifizie- 
^rigsmaßnahmen oder Sozialleistungen 
r~ Smd daher nichts anderes als eine 
nyestition in unsere gmeinsame Zukunft. 

,r rnüssen heute säen, damit wir mor- 
gen die Früchte unserer gemeinsamen 
Anstrengungen ernten können. 

-ffSWe.8en muß auch klar sein: Eine 
0 «entliehe Verschuldung, wie sie derzeit 

egen der historischen Ausnahmesitua- 
lon gegeben ist, kann auf Dauer keines- 
a,1s akzeptiert werden. Darin ist der 
eutschen Bundesbank genauso uneinge- 

schränkt zuzustimmen wie dem Wirt- 
cnafts-Sachverständigenrat. 

gerade im Blick auf die anstehenden 
^chwierigen Aufgaben, hat sich die Bun- 

esregierung gegen Steuererhöhungen für 
le deutsche Einheit ausgesprochen. 

Mehr denn je brauchen wir jetzt den Lei- 
stungswillen von Arbeitnehmern, unter- 
nehmerische Risikobereitschaft und eine 
hohe Investitionsdynamik. Diese sind 
nicht nur Basis unseres eigenen Wohl- 
standes, sondern Hoffnung auf bessere 
Lebensverhältnisse für viele Menschen in 
Europa und darüber hinaus. 
Die Europäische Gemeinschaft wirkt 
heute als erfolgreiches Beispiel insbeson- 
dere für die Länder Mittel-, Ost- und 
Südosteuropas. Niemand spricht heute 
noch von „Eurosklerose". 
Mit dem Erreichten können wir uns 
jedoch nicht zufrieden geben. Wirtschaft- 
lich und politisch wollen wir die Gemein- 
schaft weiter festigen und zügig zur Euro- 
päischen Union ausbauen. 
Der große europäische Binnenmarkt, den 
wir bis Ende 1992 vollenden werden, ist 
eine wichtige Zwischenstation auf diesem 
Weg — nicht weniger, aber auch nicht 
mehr. 
Diesen großen Markt zu verwirklichen 
und zugleich die soziale Dimension des 
fortschreitenden Integrationsprozesses zu 
sichern, trägt bereits heute Früchte: Das 
stabile Wirtschaftswachstum und die 
stark steigende Beschäftigung beruhen 
nicht zuletzt auf Investitionen, die bereits 
mit Blick auf den entstehenden gemeinsa- 
men Markt getätigt wurden. 
Der Europäische Rat hat in Rom Mitte 
Dezember 1990 zwei parallele Regie- 
rungskonferenzen eingesetzt, um die 
Grundlagen für die Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion sowie für 
die Politische Union festzulegen. 

Für uns Deutsche sind auf diesen Konfe- 
renzen folgende Eckpunkte von besonde- 
rer Bedeutung: 
Erstens muß die Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion als Ziel eine 
gemeinsame europäische Währung 
haben, die genauso solide und anerkannt 



Seite 4 •  UiD 1/1991 HELMUT KOHL 

ist wie die D-Mark. Ihr Rückgrat muß ein 
Europäisches Zentralbanksystem bilden, 
das föderal gegliedert und unabhängig 
von politischen Weisungen arbeitet. 

Zweitens müssen wir — mit Blick auf die 
nächsten Europawahlen im Sommer 1994 
— die Mitwirkungsrechte des Europäi- 
schen Parlaments nachhaltig stärken und 
die Arbeit der Gemeinschaftsorgane 
unter anderem durch vermehrtes Anwen- 
den von Mehrheitsentscheidungen im 
Ministerrat verbessern. 

Und drittens müssen wir eine europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik entwik- 
keln, mit der wir unsere gemeinsamen 
Interessen besser als bisher zur Geltung 
bringen können. 
Nur eine Europäische Gemeinschaft, die 
im Inneren gefestigt und voll handlungs- 
fähig ist, kann auch treibende Kraft im 
gesamteuropäischen Prozeß sein. 

Europa hört nicht an Oder und Neiße 
auf. Auch die Menschen in Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa brauchen eine klare 
europäische Perspektive. Das geeinte 
Deutschland sieht sich aufgrund seiner 
geographischen Lage im Herzen Europas, 
aber auch vor dem Hintergrund unserer 
Geschichte hier in einer besonderen Ver- 
antwortung. 
Wir haben die tiefgreifenden politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Reformen in Mittel-, Ost- und Südosteu- 
ropa aus dieser Verantwortung heraus 
von Anfang an nachdrücklich unterstützt. 
Um so mehr müssen wir mit unseren Part- 
nern in der Gemeinschaft verhindern, 
daß sich zwischen den westlichen und 
dem östlichen Europa eine neue Mauer 
— diesmal des Wohlstands — schiebt. 
Damit dienen wir gleichzeitig unseren 
eigenen Interessen. Denn wirtschaftlicher 
und sozialer Niedergang erzeugen politi- 
sche Instabilität, die auch auf uns zurück- 
wirken würde. Zugleich ist Hilfe für den 

Nachbarn in Not für uns ein Gebot der 
Menschlichkeit. 
Ich bin sicher, daß die zahlreichen, von 
einer Welle der Hilfsbereitschaft getrage- 
nen humanitären Aktionen für die Sowjet' 
union bei den Menschen dort das Bild eine 
neuen Deutschland prägen werden. 

Es geht jedoch um weit mehr als kurzfri- 
stige Hilfe und Unterstützung: Ziel ist die 
Einigung ganz Europas und mit ihr ein 
gesamteuropäischer Wirtschaftsraum, an 
dem alle Staaten unseres Kontinents 
Anteil haben und der wachsende Bedeu- 
tung im Welthandel gewinnt. Dies ist ein 
ehrgeiziges Ziel, das nicht morgen 
erreicht sein wird. Aber gerade das ver- 
gangene Jahr hat gezeigt, daß Visionen 
Wirklichkeit werden können. Für die 
Vision eines geeinten Europa in einer 
freien Welt lohnt jede Anstrengung. Die- 
ser Herausforderung stellen wir uns. 
(Dieser Beitrag ist dem „Handelsblatt" 
vom 31. 12. 1990 entnommen) t 

Bundesbank: 1991 
bessere Konjunktur 
Die Bundesbank erwartet für 1991 ein 
deutlich höheres Wachstum, als die mei- 
sten Konjunktur-Beobachter bisher ange- 
nommen haben. Der Präsident der Lande*' 
Zentralbank in Hessen, Karl Thomas, 
sagte, die Zunahme des deutschen Brutto- 
sozialprodukts würde real weit über die 2," 
Prozent hinausgehen, die die Bundesbank 
noch Mitte Dezember unterstellt hatte. E$ 
könne mit einem Wachstum von drei Pro- 
zent und mehr gerechnet werden. Thomas 
verwies auf den anhaltenden Boom in 
Westdeutschland und den im zweiten Halb' 
jähr zu erwartenden Aufschwung im OsteH' 
Gleichzeitig forderte er von Bonn erneut 
drastische Einsparungen um 40 Milliarde11 

Mark. 
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Zur Verlegung 
des Alpha-Jet- 
Geschwaders 
Der stellvertretende Fraktionsvorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestags- 
Taktion, Karl-Heinz Hornhues 
erklärt zur Verlegung von Flugzeugen 
der Bundesluftwaffe als Teil der mobi- 
len Eingreiftruppe (AMF) der NATO 
J die Türkei: Die Verlegung des 
A'pha-Jet-Geschwaders im Zuge der 
strategischen Abschreckung in die 
Türkei dient der Wahrung des Frie- 
dens. Die Fraktion begrüßt diese 
7*aßnahme des Bündnisses und 
°egrüßt die Zustimmung der Bundes- 
regierung zu dieser Maßnahme. Dies 
•st das richtige Signal zur rechten 
^eit. 
Dje Fraktion begrüßt weiter, daß bei die- 
ser Gelegenheit die Bundesregierung 
"°ch einmal klargestellt hat, daß über 

en Einsatz des deutschen Anteils an der 
m°bilen Eingreiftruppe im Falle eines 
bewaffneten Konflikts nur mit ausdrück- 
lcner Zustimmung der Bundesregierung 

m den zuständigen Bündnisgremien ent- 
schieden werden kann. Dabei ist selbst- 
verständlich, daß sowohl nach dem 
^rundgesetz als auch nach dem NATO- 

ertrag der bewaffnete Einsatz dieser 
treitkräfte nur zum Zwecke der Verteidi- 

gung erlaubt ist. 

v
er spD-Vorsitzende Hans-Joachim 
°gel und der außenpolitische Sprecher 
er SPD, Karsten Voigt, reden am Thema 
orbei, wenn sie behaupten, die NATO 
Urde durch ihren Einsatz Drittländer 
edrohen. Die Entsendung der mobilen 
»ngreiftruppe dient ausschließlich dem 

^chutz der Türkei, die sich durch die 
ggressive Politik der irakischen Führung 

bedroht fühlt. • 

Zitat 
Alles Gute 
Bundeskanzler Kohl hatte zu Neujahr ein 
doppeltes Schlüsselerlebnis: zwei einfluß- 
reiche ausländische Zeitungen, „Le 
Monde" und die „Financial Times" — 
beide diesem Land und seiner Bevölkerung 
traditionell zweifelnd gegenüberstehend — 
haben ihn zu ihrem jeweiligen Mann des 
Jahres ernannt. Das deutsche Fernsehen 
aber machte ihn gleichzeitig zum Gegen- 
stand einer unsäglichen Anpöbelei durch 
sogenannte Kabarettisten, ganz in dem 
personenbezogenen Stil, in dem vor einem 
halben Jahrhundert Menschen in diesem 
Land wegen ihrer Nasenform herunterge- 
macht wurden. Das appelliert an den 
Instinkt und erspart die sachliche Ausein- 
andersetzung, die, was immer man der 
Regierung im Einzelfall vorwerfen kann 
oder muß, jedenfalls stets in der Einsicht 
endet, daß man sich anschließend an der 
Kasse ein fettes Honorar abholt, das allein 
dank der erfolgreichen Politik dieser Regie- 
rung gezahlt werden kann. 

(„Die Welt", vom 5. 1. 1991) 

Steuerreform in Schweden 
Die Schweden müssen sich an ein neues 
Steuersystem gewöhnen. Zum neuen Jahr 
ist in dem skandinavischen Land eine 
Steuerreform in Kraft getreten, die auf 
eine zunehmende Besteuerung des 
Umsatzes abstellt. Bisher war das Ein- 
kommen stärker versteuert. Zu den wich- 
tigsten Neuerungen gehört die deutliche 
Herabsetzung des Spitzensatzes der Ein- 
kommenssteuer auf rund 50 Prozent von 
bisher 72 Prozent. Die Körperschafts- 
steuer der Unternehmen wird auf 30 Pro- 
zent von bisher über 50 Prozent gesenkt. 
Dennoch bleiben die Schweden weltweit 
die mit am stärksten belasteten Steuer- 
zahler. 
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Alfred Dregger wieder Fraktionsvorsitzender 
Auf Vorschlag des CDU-Vorsitzenden, Bundeskanzler Helmut Kohl, und des 
CSU-Vorsitzenden, Bundesfinanzminister Theo Waigel, hat die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion auf der Grundlage der Vereinbarung über die Fortführung 
der Fraktionsgemeinschaft zwischen CDU und CSU den bisherigen Vorsitzen- 
den Alfred Dregger für ein Jahr erneut zu ihrem Vorsitzenden gewählt. 

Das Wahlergebnis lautete: 

Abgegebene Stimmen: 300 
Ja: 268 
Nein: 21 
Enthaltung: 11 
Auf Vorschlag von Alfred Dregger wurde Friedrich Bohl zum 1. Parlamen- 
tarischen Geschäftsführer gewählt. 

Abgegebene Stimmen: 243 
Ja:240 
Nein: 1 
Enthaltung: 2 

Zitat 

Das Erbe der Sozialisten 
Zunächst einmal möchte ich feststellen, 
daß wir aus der alten Bundesrepublik 
Deutschland enorme Leistungen für die 
neuen Bundesländer erbracht haben. 
Das Erbe, das uns die Kommunisten, 
die Sozialisten in der DDR hinterlassen 
haben, ist einfach katastrophal — noch 
katastrophaler als man es hätte voraus- 
sehen können. 

Die bisherige Regelung zwischen Bund 
und Ländern sieht vor, daß der Bund bis 
1994 363 Milliarden aufbringt für die 
neuen Bundesländer, die alten Bundes- 
länder aber nur 23 Milliarden. Das ist zu 
wenig. Hier muß eine Neuregelung erfol- 
gen. Es ist ja so, daß die boomende Kon- 

junktur, die wir in West-Deutschland 
haben, die alles übersteigt, was in ande' 
ren Nachbarländern, in der Welt und 
auch in den USA geschieht, auch mitvet 
ursacht ist durch die Antriebskräfte, die 
aus der Wiedervereinigung Deutsch- 
lands hervorgegangen sind. Man kann 
einzelnen Bundesländern vorrechnen, 
daß sie an der Wiedervereinigung sogaf 
verdient haben, daß ihre Steuermehreift 
nahmen durch diesen Umstand größer 
sind als die Leistungen, die sie für die 
deutsche Einheit erbringen. Ich sage d& 
ohne Anklage, denn die jetzige Regeluri 
ist vereinbart worden. Aber ich bin der 
Meinung, daß diese Länder, auch die 
alten Bundesländer, sich ihrer Solidari' 
tätspflicht nicht entziehen können. 

Alfred Dregger im „Deutschlandfuo" 
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Innenpolitiker wollen zügig 
ans Werk gehen 
Jf ie Koalitionsgespräche zur Innenpo- 
litik sind erfolgreich abgeschlossen. 
*ur die neue Wahlperiode wurde — so 
Johannes Gerster — ein Mammutpro- 
8ramm vereinbart. 

• Die in Artikel 5 des Einigungsvertrages 
genannten und die durch die europäische 
Union erforderlich werdenden Grundge- 
setzänderungen werden durch ein aus 
Bundestag und Bundesrat zusammenge- 
setzes Gremium vorbereitet. Weder ein 
verfassungsrat noch eine Enquetekom- 
m'ssion werden gebildet. 
• Bis Ende 1992 wird das Asylrecht in 
formeller und materieller Hinsicht auf 
^uropäischer Ebene angeglichen. Die 

'üchtlingskonzeption der Bundesregie- 
rung wird umgesetzt. Das Asylverfahren 
w>rd weiter beschleunigt, das Arbeitsauf- 
nahmeverbot wird abgeschafft, Saisonar- 
eitserlaubnisse werden großzügiger 

erteilt und für abgelehnte Asylbewerber 
8lbt es keine Sozialhilfe mehr. 
•Artikel 116 Grundgesetz bleibt unbe- 
^hrt, allerdings werden die Kriegsfolgen- 
gesetze überprüft, gegebenenfalls aufge- 
hoben bzw. angepaßt. 

in      Enteignung zwischen 1945 und 
49 wird auf der Basis der anstehenden 
ntscheidung des Bundesverfassungsge- 

richtes ein Ausgleich geschaffen. Für Ent- 
e,gnungen nach 1949 wird ein Entschädi- 
§Ungsgesetz geschaffen. 
•Entsprechend dem Beschluß des Aus- 
schusses Deutsche Einheit vom 19. Sep- 
tember 1990 werden die Rehabilitierungs- 
•"egelungen überprüft und angepaßt. 

Eine gesetzliche Regelung zur Behand- 
ung der Stasi-Akten wird unverzüglich 

Vorgelegt; das SED-Parteiarchiv ist, 

soweit staatliche Angelegenheiten betrof- 
fen sind, in das Bundesarchiv zu überfüh- 
ren. 
• Das Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
recht wird grundlegend neu gefaßt. 

• Zur Bekämpfung der organisierten Kri- 
minalität und insbesondere der Rausch- 
giftkriminalität werden das StGB und die 
StPO ergänzt. Dabei geht es um die Geld- 
wäsche, den erweiterten Vermögensver- 
fall, die Vermögensstrafe, die Rasterfahn- 
dung, den Einsatz verdeckter Ermittler 
und den Zeugenschutz. 

• Der Bundesgrenzschutz bleibt in seiner 
bisherigen Größenordnung erhalten und 
bekommt als neue Aufgaben die Bahn- 
polizei, auf Antrag der Länder die Siche- 
rung des Luftverkehrs und den Schutz 
der Verfassungsorgane übertragen. 
• Das gemeinsame Sicherheitsprogramm 
Bund-Länder wird fortgeschrieben. 
• Das PKK-Gesetz wird überarbeitet, die 
Befugnisse der PKK-Kommission wer- 
den gestärkt. 
• Aus den politischen Veränderungen 
heraus werden die Tätigkeiten der Nach- 
richtendienste überprüft. 
• Kunst und Kultur in den neuen Bun- 
desländern erhalten 1991 eine Über- 
gangsfinanzierung von 900 Millionen 
Mark. Ein Programm zur Denkmalpflege 
und zur Erhaltung historischer Bausub- 
stanz wird aufgelegt. Das Aktionspro- 
gramm zur Weiterführung ostdeutscher 
Kulturarbeit wird fortgeschrieben. Für 
kulturelle Leistungen werden die steuerli- 
chen Rahmenbedingungen verbessert. 
• Der öffentliche Dienst in den neuen 
Bundesländern wird dem westlichen 
System angepaßt. 
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SPD und Grüne sind nicht mehr 
die Parteien der Jungwähler 
Der Tenor amtlicher Verlautbarungen 
der SPD nach der Bundestagswahl 
lautete: Die SPD habe zwar verloren, 
doch es habe sich um eine Generatio- 
nenwahl gehandelt; die SPD habe gro- 
ßen Zulauf bei der Jugend erhalten. 
Lafontaine: „Es ist uns in einem viel 
größeren Umfang als früher gelungen, 
die Jugend für uns zu mobilisieren", 
und: er wolle an seinen Themen fest- 
halten, weil sie besonders bei der 
Jugend angekommen seien. Horst 
Ehmke fügte hinzu, Lafontaine habe 
jene jungen Leute zur Sozialdemokra- 
tie zurückholen können, die Helmut 
Schmidt einst vergrault habe. Beides 
ist falsch, wie sich aus der nun vorlie- 
genden Wahlstatistik des Bundeswahl- 
leiters ergibt. 

Danach hat die SPD mit 34,9 Prozent an 
den Erstwählern, in der Gruppe der 18- 
bis 25jährigen, einen Anteil von etwas 
mehr als einem Drittel. In der Gruppe 
der 25- bis 35jährigen liegt die SPD- 
Quote mit 38,7 Prozent etwas höher. Die 
CDU wiederum liegt beim Erstwähleran- 
teil (34,5 Prozent) mit der SPD fast 
gleichauf, bei den 25- bis 35jährigen tren- 
nen die Christdemokraten von den 
Sozialdemokraten gerade knapp fünf Pro- 
zent: Die SPD ist nicht die Partei der 
Jungwähler. 

Das war vor zehn Jahren noch anders: 
Damals holte die SPD mit Helmut 
Schmidt als Kanzlerkandidaten noch 48,9 
Prozent der Stimmen in der Erstwähler- 
gruppe. Die Christdemokraten, die mit 
Franz Josef Strauß antraten, waren mit 25 
Prozent in dieser Gruppe hoffnungslos 

abgeschlagen. Und selbst in der Katego- 
rie der 25- bis 35jährigen konnte die SPD 
noch 47,1 Prozent verbuchen, die CDU 
hingegen nur 26 Prozent. Daraus ist 
erkennbar, wie stark die Union bei den 
Jungwählern bis zur Bundestagswahl 
1990 aufholen konnte, zudem, daß die 
SPD in dieser Gruppe überdurchschnitt- 
lich stark einbüßte. Wo Lafontaine jeden- 
falls jene Jungwählerstimmen geholt 
haben soll, die Schmidt angeblich ver- 
prellte, ist nicht erkennbar. 

Die repräsentative Wahlstatistik differen- 
ziert nach alten und neuen Ländern. 

. Dabei liegt der Jungwähleranteil der SPD 
im Westen erheblich über dem im Osten, 
der Abstand, zur Union ist im Westen 
signifikant. Was die neuen Länder anbe- 
langt, so ist nicht die SPD, sondern die 
Union die Partei der Jugend. Sie holte in 
den beiden Gruppen bis 35 Jahre 32,2 
bzw. 35,6 Prozent, die SPD nur 22,7 bzw. 
24,6 Prozent. 

Ins Bild paßt, daß auch die Grünen, als 
Bewegung der Jugend gestartet, Jungwäh- 
ler verlieren. 1983 und 1987 konnte die 
Ökopartei gerade in den beiden Gruppen 
der 18- bis 25- und der 25- bis 35jährigen 
einen starken Zulauf verbuchen. Jede 
sechste Wählerstimme ging an diese Par- 
tei. In diesen beiden Altersgruppen büßt 
sie drei bzw. sechs Jahre später die Hälfte 
der Stimmen ein: Der Zuspruch liegt nur 
noch bei gut sieben Prozent. Nach alldem 
zeigt sich: Die Einschätzung, die Jugend 
wähle links, gehört offensichtlich der Vef 
gangenheit an. 

(aus: „Die Welt" vom 5. 1. 1991) 
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Arbeitslosenzahl sank 1990 
deutlich unter 1,9 Millionen 
£u den bekanntgegebenen Arbeits- 
marktdaten gibt der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Horst Günther, folgende Stellung- 
nahme ab: 

Hervorragende Entwicklung 
jn den alten Bundesländern 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit im 
Dezember 1990 gegenüber November 
War der geringste nach 1979. Die Arbeits- 
losenquote — bezogen auf die unselb- 
ständig Beschäftigten lag mit 6,8 Prozent 
deutlich niedriger als im Dezember 1981 
(7,3 Prozent). Die absolute Zahl der 
Arbeitslosen lag um 267.822 niedriger als 
ein Jahr zuvor; dies ist der bisher 
eTeichte höchste Rückgang der Arbeits- 
losigkeit innerhalb eines Jahres. Haupt- 
sächlich ist dafür die gute Beschäfti- 
ßungssituation als Folge der hervorragen- 
den Wirtschaftskonjunktur maßgebend, 
oie auch der Bauwirtschaft selbst in den 
ungünstigen Wintermonaten hohe Ausla- 
stung und gute Beschäftigungsmöglich- 
^eiten sichert. Vor allem wird damit in 
erfreulicher Weise der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zwischen Dezember und 
^ärz, wie er zwischen 1981 und 1988 in 
extremer Weise festzustellen war, spürbar 
gedämpft. 

.Gute Jahresbilanz  

Die jahresdurchschnittliche Arbeitslosig- 
keit lag in 1990 deutlich unter 1,9 Millio- 
nen. Die jahresdurchschnittliche Arbeits- 
'osenquote hat mit 7,2 Prozent erstmalig 
°ach acht Jahren niedriger gelegen als 

1982 (7,5 Prozent). Der Rückgang der 
Arbeitslosigkeit gegenüber 1989 um über 
153.000 trotz starker Zuwanderung von 
Aus- und Übersiedlern ist ein sensationel- 
ler Erfolg. 

Gute weitere Perspektiven  

Die gute Ausgangslage zum Jahreswech- 
sel rechtfertigt Hoffnungen, daß die 
Arbeitslosigkeit in 1991 im Trend weiter 
absinkt. Mitmaßgebend dafür ist auch die 
durch die Bundestagswahlen vom 
2. 12. 1990 gesicherte kontinuierliche 
Fortsetzung der bewährten Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik 
der christlich-liberalen Koalition. 

Beschäftigungs- und Arbeits- 
marktentwicklung in den neuen 
Bundesländern besser als 
erwartet  

Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit waren 
zum Jahresende 1990 geringer als seit 
Monaten erwartet. Zwar gehen auf 
Grund des Strukturwandels viele Arbeits- 
plätze verloren; es gibt aber bereits jetzt 
viele Angebote an neuen Arbeitsplätzen. 
Außerdem erreichen inzwischen berufli- 
che Förderungsmaßnahmen und Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen ein beachtens- 
wertes Niveau, durch das auch die 
Arbeitslosigkeit spürbar gesenkt wird. 
Als sozialflankierende Arbeitsmarktentla- 
stungsmaßnahme bewährt sich das stark 
angenommene Altersübergangsgeld, 
durch das mittelbar viele Arbeitsplätze 
für Beschäftigte in mittleren und jünge- 
ren Altersgruppen gesichert werden kön- 
nen. 
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Im geeinten Deutschland 
insgesamt in 1991 befriedigende 
Perspektiven für Wirtschaft, 
Beschäftigung und Arbeitsmarkt 
Die gespaltene Entwicklung bezüglich 
Wirtschaft, Beschäftigung und Arbeits- 
markt zwischen alten und neuen Bundes- 
ländern, wie sie in 1990 typisch war, wird 
steh in 1991 zunächst fortsetzen. In den 
alten Bundesländern ist mit kontinuierli- 
chem starkem Wirtschaftswachstum und 
kräftiger Zunahme der Beschäftigung zu 
rechnen. In den neuen Bundesländern 
wird es bis zur Jahresmitte 1991 erhebli- 
che Arbeitsplatzverluste geben, die zah- 
lenmäßig nicht voll durch neue Arbeits- 
verhältnisse ausgeglichen werden kön- 
nen. Viele Arbeitnehmer der neuen Bun- 
desländer werden aber in den alten Län- 
dern wegen des dort teilweise bestehen- 
den Fehlens von Fachkräften als Berufs- 
pendler Arbeit finden und mit guten Ver- 
diensten die Nachfrage in ihrem Wohn- 

umfeld beleben. Dieser Prozeß ist zu 
begrüßen, weil er das wirtschaftliche 
Wachstum zusätzlich fördert und die Ein- 
nahmen des Staates und der Sozialversi- 
cherung steigert. Die so verbesserte 
Beschäftigungsentwicklung erhöht auch 
die Chancen für Langzeitarbeitslose in 
den alten Bundesländern auf Wiederein- 
gliederung in das Erwerbsleben und 
kommt insbesondere Schwerbehinderten 
zugute. 

Insgesamt ist bereits in 1991 im geeinten 
Deutschland mit wirtschaftlichem Wachs- 
tum zu rechnen, das sich danach mit der 
ab Mitte 1991 zu erwartenden Belebung 
der Wirtschaft in den neuen Bundeslän- 
dern beschleunigen dürfte. 

Die durchschnittliche Arbeitslosenquote 
dürfte selbst in kritischen Monaten dieses 
Jahres unterhalb des Niveaus bleiben, mit 
dem Volkswirtschaft und Staat im Gebiet 
der alten Bundesländer in den schwieri- 
gen Jahren 1983 bis 1985 fertig werden 
mußten. I 

Wohngeld jetzt auch in 
den neuen Bundesländern 
Ab 1. Januar 1991 gibt es auch in den 
neuen Bundesländern Wohngeld. Es wird 
Mietern und Eigentümern gezahlt, wenn 
die Höhe ihrer Miete bzw. Belastung die 
eigene wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
überfordert. Wer einen Zuschuß zu sei- 
nen Wohnkosten erhält, darüber infor- 
miert eine neue Wohngeldbroschüre. Sie 
enthält neben den wichtigsten Wohngeld- 
bestimmungen viele praktische Erläute- 
rungen sowie Beispiele zur Berechnung 
des Wohngeldes. Sie wird in allen örtli- 
chen Wohngeldstellen ausgelegt werden 
und kann ab sofort kostenlos beim Bun- 
desbauministerium, Referat Öffentlich- 
keitsarbeit, Deichmanns Aue, 5300 Bonn 
2, angefordert werden. 

Truppenbesuch 
im Standort Leipzig 
Der verteidigungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Bernd 
Wilz, besuchte zu Weihnachten 1990 im 
Standort Leipzig deutsche und sowjeti- 
sche Truppenteile. Zunächst ist klar fest- 
zustellen, daß unsere Wehrpflichtigen 
(Ost) gerade im sozialen Umfeld noch 
Nachholbedarf haben. Das gilt natürlich 
genauso für die sowjetischen Wehrpflich' 
tigen, die zwei Jahre ohne Urlaub in 
einem fremden Land als Soldat verbrin- 
gen müssen und während dieser Zeit sehf 
wenig Taschengeld bekommen. „Die 
deutschen und auch sowjetischen Solda- 
ten waren positiv berührt von dem 
Besuch und von dem, was ich dort über- 
reichen konnte", stellte Wilz fest. 
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Wolfgang Schäuble: 

Ursachen der Flüchtlingsströme 
„vor Ort" bekämpfen 
Das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge hat im 
Monat Dezember 1990 12.702 Asylbe- 
werber (Vormonat: 18.314) registriert. 
Gegenüber dem Vormonat ist damit 
die Dezemberzahl der Asylbewerber 
zwar deutlich zurückgegangen; wegen 
der hohen Zugangszahlen in den Som- 
mermonaten hat sich dieser Rückgang 
jedoch nicht wesentlich auf die 
Gesamtzahl ausgewirkt. 

Insgesamt haben im Jahre 1990 193.063 
Ausländer in der Bundesrepublik 
Deutschland Asyl beantragt. Gegenüber 
dem Vorjahr (121.318 Personen) ist das 
eine Steigerung von 59,1 Prozent. Es ist 
der bisher höchste Zugang innerhalb 
eines Jahres. 
Der Anteil der Europäer an den Asylbe- 
werbern insgesamt beträgt 52,6 Prozent 
und ist damit erneut zurückgegangen 
(1988: 69,3 Prozent, 1989: 60,4 Prozent). 

Aus der Dritten Welt sind vor allem die 
starken Zunahmen bei Libanesen, Vietna- 
mesen, Afghanen und Palästinensern her- 
vorzuheben. Nicht unerhebliche Zunah- 
men sind aber auch bei Indern (1990: 
5-6l2, 1989: 3.137) und Syrern (1990: 
3-9l3, 1989: 1.332) zu verzeichnen. Eine 
bedeutsame Abnahme ist lediglich bei 
Srilankern eingetreten (1990: 4.361, 1989: 
7.758). 
Das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge hat 1990 über 
d»e Anträge von 148.842 Personen (1989: 
'20.610) entschieden. Als asylberechtigt 
anerkannt wurden 6.518 Personen (1989: 
5-99l); das entspricht einer Anerken- 

nungsquote von 4,4 Prozent (1989: 5,0 
Prozent) nach Abschluß des Asylverfah- 
rens beim Bundesamt. 

Hierzu erklärt Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble: 
„Die Zunahme des Asylbewerberzugangs 
gegenüber 1989 kommt nicht überra- 
schend. Sie ist insbesondere eine Folge 
des wirtschaftlichen und sozialen Gefäl- 
les zwischen den Wohlstandsländern 
einerseits und den Armutsländern ande- 
rerseits. Mit diesem Problem ist nicht nur 
die Bundesrepublik Deutschland, son- 
dern sind alle westeuropäischen Staaten 
konfrontiert. 
Eine Ursache dafür liegt in den weltweit 
zu verzeichnenden Flüchtlings- und Wan- 
derungsbewegungen, die — erleichtert 
durch moderne Massentransportmittel — 
bis nach Europa und in die Bundesrepu- 
blik Deutschland reichen. Deshalb muß 
künftige Flüchtlingspolitik nicht nur als 
innere Angelegenheit eines Staates, son- 
dern als weltweite Aufgabe zur Bekämp- 
fung der Ursachen betrachtet werden. 

Eine der wichtigsten Aufgaben für die 
90er Jahre ist es vor allem zu verhindern, 
daß nicht in Europa eine neue Armuts- 
grenze entsteht, nachdem der Eiserne 
Vorhang beseitigt ist. Wenn die Men- 
schen in einem Teil Europas in bitterer 
Armut leben, werden sie versuchen, in die 
Wohlstandsländer zu gelangen, weil sie 
dort nicht Hunger leiden müssen. 

Die Bundesregierung hat am 25. Septem- 
ber 1990 die von mir vorgelegte Flücht- 
lingskonzeption beschlossen. Im Mittel- 
punkt steht die Überlegung, durch eine 
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Kombination von Reintegrations- und 
Strukturverbesserungsprogrammen einer- 
seits zu einer Entlastung der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu kommen und ande- 
rerseits den Wanderungsdruck auf West- 
europa und insbesondere auf die Bundes- 
republik Deutschland nachhaltig zu ver- 
ringern. Derartige Probleme können 
erfolgreich nicht allein von der Bundesre- 
publik Deutschland, sondern müssen 
gemeinsam von den Industriestaaten in 
Zusammenarbeit mit den Herkunftslän- 
dern möglichst rasch in Angriff genom- 
men werden. Wichtige internationale 
Kontakte wurden bereits aufgenommen, 
zuletzt auf der Konferenz der europäi- 
schen Staats- und Regierungschefs in 
Rom vor Weihnachten 1990. 
Am 24./25. Januar 1991 wird in Wien mit 
Unterstützung des Europarates eine 
Ministerkonferenz über Ost-West-Wan- 
derungsfragen stattfinden, an der nicht 
nur Minister der 24 Mitgliedstaaten des 
Europarates, sondern auch aus Austra- 
lien, Bulgarien, Kanada, der CSFR, 
Polens, Rumäniens, der UdSSR, den 
USA, Jugoslawien und dem Vatikan teil- 
nehmen werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist an den Vorbereitungen 
dieser Konferenz intensiv beteiligt. Die 
Wiener Konferenz im Januar ist nur der 
Auftakt einer Reihe von Konferenzen auf 
hoher Ebene zur gemeinsamen Bewälti- 
gung der Wanderungsproblematik. 

Ziel dieser Gespräche ist es, zu einer 
abgestimmten Politik sowohl der Indu- 
striestaaten als auch der Herkunftsstaaten 
zu gelangen. Ich erwarte daher, daß die 
internationale Völkergemeinschaft sich 
deutlich verstärkt der weltweiten Flücht- 
lingsproblematik durch Bekämpfung der 
Fluchtursachen annehmen wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein 
ausländerfreundliches Land. Sie soll es 
bleiben. Diesem Ziel dient die Begren- 
zung des weiteren Zuzugs ebenso wie die 

Integration der hier lebenden Ausländer, 
wie es das am 1. Januar 1991 in Kraft 
getretene Gesetz zur Neuregelung des 
Ausländerrechts vorsieht. 
Einer vernünftigen Ausländerpolitik 
dient auch ein sachgerechtes Asylverfah- 
ren. Dessen Anliegen muß es sein, daß 
derjenige, der tatsächlich politisch ver- 
folgt ist, möglichst rasch anerkannt wird, 
daß aber auch umgekehrt der Antrag des- 
jenigen, der nicht verfolgt ist, ebenso 
rasch abgelehnt wird. Dabei liegt es auch 
im Interesse der Betroffenen, daß sie bald 
Klarheit erhalten, ob sie bleiben dürfen 
oder nicht. 

Asylverfahren konnten 
verkürzt werden 
Hierzu wurden im vergangenen Jahr 
wichtige Grundlagen geschaffen. 
Trotz der starken Zunahme der Asylbe- 
werberzahlen konnte eine Verkürzung der 
Asylverfahren erreicht werden. Sie 
beträgt im beschleunigten Verfahren, das 
sind 25—30 Prozent aller Verfahren, 
3 Tage bis 8 Wochen, im übrigen 9—10 
Monate. Dies war möglich durch eine 
deutliche personelle Verstärkung des 
Bundesamtes für die Anerkennung aus- 
ländischer Flüchtlinge (1988: 536, 1989: 
844, 1990: 1.126) und die gleichzeitige 
organisatorische Straffung der Verfah- 
rensabläufe. Hierzu wurden in den Bun- 
desländern Außenstellen des Bundesam- 
tes und zentrale Ausländerbehörden der 
Länder eingerichtet, damit insbesondere 
offensichtlich unbegründete Asylbegeh- 
ren wesentlich schneller als früher zum 
Abschluß kommen. In den neuen Bun- 
desländern wird entsprechend verfahren 
werden. 
Ein weiterer Beschleunigungseffekt auch 
des gerichtlichen Verfahrens ist hinsicht- 
lich der Asylanträge, die unbeachtlich 
oder offensichtlich unbegründet sind, ab 
Mitte Oktober 1990 eingetreten. Danach 
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entfällt die Möglichkeit, gegen die Ent- 
scheidung des Verwaltungsgerichts 
Beschwerde einzulegen. Eine abschlie- 
ßende Bewertung dieser Regelung ist 
f ngesichts der Kürze der Zeit, die seit 
ihrem Inkrafttreten vergangen ist, noch 
n»cht möglich. 
Durch die Gesetzesnovellierungen im 
Ergangenen Jahr wurden die Möglich- 
keiten für Änderungen des einfachen 
Rechts unterhalb der Schwelle einer Ver- 
fassungsänderung weitgehend ausge- 
schöpft. Hier sehe ich keinen nennens- 
werten Handlungsspielraum. Für den 
Verwaltungsvollzug werden Bund und 
Länder gemeinsam nach weiteren 
°eschleunigungsmöglichkeiten bei der 
Bearbeitung der Asylverfahren suchen 
und diese auch unverzüglich umsetzen. 

Notwendig ist ein europäisches Asyl- 
recht. Verfassungsjuristen vertreten unter- 
schiedliche Auffassungen, ob bei einer 
Harmonisierung des Asylrechts auf euro- 
päischer Ebene eine Grundgesetzände- 
j^ng erforderlich wird. In der Koalition 
lst vereinbart, diese verfassungsrechtliche 
Präge in den nächsten zwei Jahren zu 
•ösen. 
Ich selbst bin der Auffassung, daß wir 
hierzu eine Grundgesetzänderung brau- 
chen. Wie diese verfassungsrechtliche 
prage aber gelöst wird, ist letztlich zweit- 
rangig. Denn wir sind uns einig, daß wir 
spätestens bis Ende 1992, bis zur Öffnung 
der Grenzen in Europa, ein europäisches 
^sylrecht brauchen. Das könnte auf der 
Linie der Genfer Flüchtlingskonvention 
hegen. Und das heißt natürlich dann 
auch, daß jeder Staat innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft die Asylentschei- 
^ung, die ein anderer Staat getroffen hat, 
Verkennt. Im darauffolgenden Schritt 
muß schließlich erreicht werden, die 
Asylbewerber innerhalb Europas entspre- 
chend der Aufnahmefähigkeit eines jeden 
Staates zu verteilen. In der Vergangenheit 

haben bisher etwa 50 Prozent aller Asyl- 
bewerber, die nach Westeuropa gekom- 
men sind, in der Bundesrepublik 
Deutschland um Asyl nachgesucht. 
Die vordringlichste Lösung des Flücht- 
lingsproblems muß jedoch darauf gerich- 
tet sein, die Ursachen der Flüchtlings- 
ströme in den Herkunftsländern zu 
bekämpfen." 

Die neue Familienpolitik 
Mit dieser vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit herausgegebenen Bro- 
schüre wird ein erster Überblick 
über die Förderung der Familien 
nach der deutschen Vereinigung 
gegeben. 

Insbesondere werden die für Familien 
in den neuen Bundesländern neuen 
Regelungen zum Mutterschutz, zum 
Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub 
vorgestellt. Darüber hinaus enthält die 
Schrift Informationen über Steuerfrei- 
beträge für Familien mit Kindern und 
über das Kindergeld, über die fami- 
lienpolitischen Leistungen für Allein- 
erziehende, für Kinder und Jugendli- 
che im Rahmen des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes. 

Weitere Themen sind die Beratungs- 
angebote und Hilfen für Schwangere, 
die Leistungen für Familien mit behin- 
derten Angehörigen sowie für ältere 
Menschen. Auch die Leistungen der 
Sozialhilfe werden vorgestellt. 

Der Ratgeber ist kostenlos erhältlich 
beim Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit, 
Referat Öffentlichkeitsarbeit, Post- 
fach, 5300 Bonn 1, Tel. (0228) 9300. 
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Bernd Schmidbauer: 

Im Umweltschutz konnten 
gute Fortschritte erzielt werden 
Zum Jahreswechsel können wir eine 
äußerst erfreuliche umweltpolitische 
Bilanz vorlegen. Allein im Jahr 1990 
hat die Koalition so zentrale Umwelt- 
gesetze wie das Bundes-Immissions- 
schutzgesetz, das Abwasserabgabenge- 
setz oder das Chemikaliengesetz novel- 
liert. Ein völlig neues Umwelthaf- 
tungsrecht ist geschaffen worden. Das 
Umwelthaftungsgesetz ist am 
1. 1. 1991 in Kraft getreten und wird 
den Umweltschutz und die Rechtstel- 
lung der Geschädigten nachhaltig ver- 
bessern. Verschärfungen des Abwas- 
serabgabengesetzes sowie Verbesserun- 
gen der steuerlichen Förderung schad- 
stoffarmer PKW und besonders Schad- 
stoff armer Diesel-PKW werden zum 
neuen Jahr wirksam. 

Die in den Vorjahren geschaffenen 
gesetzlichen Rahmenbedingungen haben 
bereits zu einer nachhaltigen Verbesse- 
rung der Umweltsituation geführt. Auf- 
grund der Maßnahmen zur Luftreinhal- 
tung hat sich in den alten Bundesländern 
z. B. der Ausstoß an Schwefeldioxid von 
3,5 Mio. t im Jahr 1979 auf 0,9 Mio. t im 
Jahr 1990 verringert. Der Anteil der PKW 
mit geregeltem Drei-Wege-Katalysator an 
den Neuzulassungen von Otto-Motor- 
PKW beträgt mittlerweile fast 100 Pro- 
zent. Im November 1988 war lediglich die 
Hälfte aller neu zugelassenen PKW mit 
Otto-Motor mit dem geregelten Drei- 
Wege-Katalysator ausgestattet. 

Die vielfältigen Gewässerschutzmaßnah- 
men haben dazu geführt, daß das Wasser 
in den bundesdeutschen Flüssen erheb- 

lich sauberer geworden ist. So konnten 
z. B. im Rhein bereits 1987 wieder 97 ver- 
schiedene Arten von Kleinstlebewesen 
gefunden werden. Im Vergleich hierzu 
waren es 1971 nur 27 Arten. 

Im Chemikalienbereich ist die Herstellung 
oder Verwendung einer Reihe von Stof- 
fen zum Teil erheblich eingeschränkt 
worden. Noch 1976 wurden in der Bun- 
desrepublik Deutschland allein in Spray- 
dosen über 50.000 Tonnen Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe eingesetzt. 1989 
waren es nur noch 2.600 t. Mitte 1988 
waren 95 Prozent der Haar- und Deo- 
sprays, die auf den Markt kamen, schon 
FCKW-frei. Die Produktion von FCKW 
wird in der Bundesrepublik Deutschland 
bis 1995 über mehrere Stufen vollständig 
eingestellt werden. 

Im Naturschutzbereich ist die Zahl der 
Naturschutzgebiete in den vergangenen 
Jahren ständig gestiegen. Seit 1982 hat 
sich die Zahl der Naturschutzgebiete fast 
verdoppelt. Der Anteil der Naturschutz- 
gebiete an der Gesamtfläche wurde von 
ca. 0,9 Prozent 1982 auf 1,38 Prozent 
Anfang 1989 gesteigert. 

Trotz unserer umfassenden Umweltpoli- 
tik stehen wir noch vor großen Heraus- 
forderungen: 

1. Sanierung der fünf neuen 
Bundesländer 
Die Umweltsituation in den besonders 
belasteten Gebieten der fünf neuen Bun- 
desländer muß weiter verbessert werden. 
Dabei ergeben sich folgende Prioritäten: 
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• Abwehr von Gefahren für die Gesund- 
heit der Bevölkerung 
• Sanierung von Altlasten 
• Umweltvorsorge. 
Die ökologische Sanierung in den neuen 
Bundesländern ist bereits in vollem 
Gange. Durch die vom Bundesumweltmi- 
nisterium zur Verfügung gestellten För- 
dermittel werden Investitionen in Höhe 
von rd. 2,36 Mrd. DM im Umweltschutz 
ermöglicht. 
Der Einsatz modernster Technologien 
wird zur schnellstmöglichen Sanierung 
beitragen und als Modellfall weltweite 
Beachtung finden. 

2. Umweltschutz in 
Gesamtdeutschland 
Nachdem die zentralen Umweltgesetze 
bereits in der vergangenen Legislaturpe- 
riode novelliert worden sind/'fehen wir 
Handlungsbedarf vor allem in folgenden 
Bereichen: 
Der Produzent muß künftig die Verant- 
wortung für den gesamten Lebenszyklus 
von Produkten tragen. Dies setzt u. a. vor- 
aus: 
• Novellierung des Abfallgesetzes — vor 
allem im Hinblick auf neue Produktver- 
antwortung für Verwertung und Entsor- 
gung, vorrangiges Vermeidungsgebot, 
Vorrang der stofflichen Verwertung vor 
der thermischen Behandlung bzw. Ver- 
wertung. 
• Überprüfung des Stoffrechts unter 
besonderer Berücksichtigung des Schut- 
zes vor Gefahrstoffen in Innenräumen 
und der Förderung beschleunigter Stoff- 
substitution. 
Zur Gestaltung von Natur und Land- 
schaft bedarf es u. a. der Weiterentwick- 
lung des Bundesnaturschutzgesetzes unter 
besonderer Beachtung der Landwirt- 
schaft sowie eines Bodenschutzgesetzes 
nüt gesetzlich festgelegten Bodenwerten. 

3. Harmonisierung auf 
EG-Ebene 
Mit der Errichtung des Europäischen 
Binnenmarkts wird die Gemeinschaft 
zum größten einheitlichen Wirtschafts- 
raum der westlichen Welt. Mit bedeuten- 
den zusätzlichen Wachstumsimpulsen ist 
zu rechnen. Hieraus ergeben sich ver- 
schiedene Herausforderungen für den 
Umweltschutz: 

Das zu erwartende höhere Wirtschafts- 
wachstum darf nicht zu mehr Umweltbe- 
lastungen führen. So darf etwa der zu 
erwartende Transportzuwachs nicht zu 
zusätzlicher Luftverschmutzung führen. 
Daher ist u. a. eine unverzügliche Fort- 
schreibung des Stands der Technik im 
Bereich der Nutzfahrzeuge unabdingbar. 

Aus der besonderen politischen und wirt- 
schaftlichen Bedeutung der EG aufgrund 
des Binnenmarkts folgt eine erhöhte Ver- 
antwortung bei der Lösung globaler 
Umweltprobleme, wie z. B. Ozonabbau 
und Treibhauseffekt sowie Erhaltung der 
tropischen Regenwälder. 

Der Europäischen Gemeinschaft ist welt- 
weit Modellcharakter beizumessen. Diese 
einzigartige Institution wird nicht nur an 
ihren wirtschaftlichen Erfolgen, sondern 
von der übrigen Welt auch daran gemes- 
sen, wie es der EG gelingt, diesen Wohl- 
stand ökologisch vertretbar zu machen. 
Dies setzt harmonisierte Umweltstan- 
dards auf hohem Niveau voraus. 

4. Globale Probleme 
Die bedrohlichsten Umweltgefahren für 
die Erde stellen der Ozonabbau in der 
Stratosphäre und der Treibhauseffekt dar. 
Zur Eindämmung dieser Gefahren bedarf 
es tiefgreifender Maßnahmen vor allem 
im Energie- und Verkehrsbereich. Die 
Koalitionsvereinbarung wird hierzu ent- 

(Forlsetzung auf der nächsten Seite) 
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Wohnnahe Sport- und Spielplätze 
Mit der Sportanlagenlärmschutzver- 
ordnung zieht die Bundesregierung die 
notwendigen Konsequenzen aus dem 
sog. Tegelsbarg-Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts, erklärt der sportpo- 
litische Sprecher der CDU/CSU7Bun- 
destagsfraktion, Engelbert Nelle. Mit 
den vorgenommenen Differenzierun- 
gen zwischen Verkehrs- und Gewerbe- 
lärm einerseits und den mit der Sport- 
ausübung verbundenen Geräuschen 
schafft sie die erforderliche Rechtssi- 
cherheit. 
Der Unsinn, Sportanlagen mit Malus- 
Zuschlägen zu belasten, hat damit ein 
Ende. Die soziale Aufgabe des Sports 
wird anerkannt. Damit sind die wohnna- 
hen Spiel- und Sportanlagen nicht mehr 
länger von Schließung und Beeinträchti- 
gung bedroht. 
Sport kann weiterhin da betrieben wer- 
den, wo die Menschen, vor allem die Kin- 

der, Jugendlichen und Ältere ihn pro- 
blemlos erreichen können. Mit dem Bau- 
gesetzbuch, das die Ausweisung von 
Sportanlagen im kommunalen Planver- 
fahren vorgibt, was bis dahin nicht vorge- 
sehen und Ursache zahlreicher Klagen 
war, der neuen Baunutzungsverordnung, 
die die wohnnahe Sportanlage auch in 
Zukunft ermöglicht, und der Rechtsver- 
ordnung zum Bundesimmissionsschutz- 
gesetz liegt jetzt ein Instrumentarium vor, 
das Planern und Betreibern von Sport- 
und Spielanlagen Rechtssicherheit gibt. 
Investitionen in den Sport bleiben Inve- 
stitionen in die Zukunft. Der Stellenwert 
des Sports in unserer Gesellschaft wurde 
damit erheblich gefestigt. 

Die Rechtsverordnung trägt auch zum 
Ausgleich zwischen den Belangen von 
Sport und Umwelt bei, denn die Beein- 
trächtigung der Natur durch neue Anla- 
gen kann unterbleiben. • 

(Fortsetzung von der vorherigen Seite) 

sprechende Maßnahmen enthalten. 
Dabei werden im Vordergrund die Ver- 
besserung der Energieeffizienz, die ratio- 
nellere Energieverwendung, die Energie- 
einsparung sowie der Ausbau der Nut- 
zung erneuerbarer Energien stehen. 

5. Marktwirtschaftliche 
Instrumente 
Zur Durchsetzung unserer Ziele ist ein 
Mischkonzept von Abgabenlösungen, 
Anreizsystemen und ordnungsrechtlichen 
Maßnahmen notwendig. 
Zu den marktwirtschaftlichen Instrumen- 
ten gehören in erster Linie Anreize für 
umweltgerechtes Verhalten in Produktion 

und Konsum. Soweit darüber hinaus 
Abgaben notwendig sind, muß das Abga- 
benaufkommen gezielt für die Umwelt- 
entlastung eingesetzt werden. Abgaben 
müssen die Motivation im Verhalten 
beeinflussen und als Anreiz für techni- 
schen Fortschritt und sparsame Nutzung 
von Ressourcen dienen. 
Marktwirtschaftliche Instrumente wie 
z. B. die Einführung des bleifreien Ben- 
zins mit Hilfe der Steuerspreizung bzw. 
des geregelten Drei-Wege-Katalysators 
oder die Abwasserabgabe haben sich 
zugunsten der Umwelt hervorragend 
bewährt. Sie sind keine allgemeinen 
Finanzierungsinstrumente und dürfen 
daher nicht zur Finanzierung umwelt- 
fremder Aufgaben verwendet werden.   • 
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Breite Akzeptanz der neuen 
familienpolitischen Leistungen 
96 Prozent aller Mütter oder Väter 
nehmen Erziehungsgeld in Anspruch; 
sogar 98 Prozent aller in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehenden 
Eltern nutzen den Erziehungsurlaub. 

Das geht aus einem Bericht der Bundes- 
regierung an den Bundestag über die 
Erfahrungen mit Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub hervor, den das Bun- 
deskabinett kürzlich verabschiedet hat. 

Die hohe Akzeptanz des Bundeserzie- 
hungsgeldgesetzes zeigt, daß die Bundes- 
regierung hier eine wichtige und richtige 
Hilfe für junge Familien bereitgestellt 
hat. Ab 1. Januar 1991 kommen auch 
Mütter oder Väter in den fünf neuen Bun- 
desländern in den Genuß dieser Leistung. 

Der Bericht umfaßt den Zeitraum von 
1986 bis 1988, bezieht also die zum 1. Juli 
1990 erfolgte Verlängerung des Bezugs 
von Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub auf jetzt 18 Monate noch nicht ein. 

Die Aufwendungen des Bundes für das 
Erziehungsgeld sind von 1,664 Milliarden 
Mark im Jahr 1986 auf 4,042 Milliarden 
Mark im Jahr 1989 gestiegen. Diese Stei- 
gerung hat ihre Ursache in der Verlänge- 
rung der Bezugsdauer von zunächst zehn 
auf zwölf Monate und in der Zunahme 
der Geburten (Ausgaben 1990: ca. 4,5 
Milliarden Mark bei Verlängerung auf 18 
Monate ab 1. Juli 1990). 

Die Inanspruchnahme beim Erziehungs- 
geld liegt bei etwa 96 Prozent. Dies zeigt 
die hohe Akzeptanz der neuen Leistung 
bei den Eltern. Der Anteil der Männer an 
den Erziehungsgeldbeziehern blieb mit 
jeweils 1,4 Prozent in den Jahren 1986 bis 
*988 unverändert gering. Der Anteil der 

Alleinerziehenden liegt bei etwa zehn 
Prozent. 
Erziehungsgeld in voller Höhe erhalten 
ab dem siebten Lebensmonat des Kindes 
etwa 83 Prozent der Berechtigten. Ledig- 
lich etwa acht Prozent der Eltern haben 
nach dem sechsten Lebensmonat ihres 
Kindes keinen Anspruch auf Erziehungs- 
geld. 
Die Zahl der Erwerbstätigen unter den 
Erziehungsgeldberechtigten beträgt etwa 
46 Prozent. 
Im Anschluß an die Zahlung von Erzie- 
hungsgeld nach dem Bundeserziehungs- 
geldgesetz wird in den Ländern Baden- 
Württemberg und Bayern Landeserzie- 

Bericht über Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub 

hungsgeld und in den Ländern Berlin 
und Rheinland-Pfalz Familiengeld 
gezahlt. 
Die Inanspruchnahme beim Erziehungs- 
urlaub liegt bei 98 Prozent; der Anteil der 
Männer beträgt lediglich 0,6 Prozent. Der 
Anteil der Erziehungsurlauberinnen, die 
eine Teilzeitbeschäftigung ausüben, ist 
mit 2,2 bzw. 2,6 Prozent auffallend nied- 
rig- 
Nach den bisher vorliegenden Angaben 
der Länder für das Jahr 1989 kann man 
davon ausgehen, daß die Zahlen beim 
Erziehungsgeld und beim Erziehungsur- 
laub denen des Vorjahres entsprechen. 
Die Inanspruchnahme beim Erziehungs- 
urlaub ist innerhalb der einzelnen Wirt- 
schaftsbereiche unterschiedlich hoch. Die 
Unterschiede ergeben sich insbesondere 
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Für EG-weites FCKW-Verbot ab 1997 
Aus Anlaß einer Debatte über die 
2. Weltklimakonferenz in Genf 
erklärte der CDU-Politiker im 
Europäischen Parlament Karl- 
Heinz Florenz, daß die Bedrohung 
des Lebensraumes Erde durch Ver- 
änderungen des Klimas von Jahr zu 
Jahr zunimmt. 

Die Folgen des Treibhauseffektes und 
der Zerstörung des Ozonlochs sind 
unabsehbar, sagte Florenz, der den 
angenommenen Antrag für die EVP- 
Fraktion unterzeichnete. Die Folgen 
einer Temperaturerhöhung für die 
Erde sind dramatisch: Die globale 
Erwärmung führt zu einem Anstieg 
des Meeresspiegels um fast 1 Meter 
bis zum Jahr 2100. Küstennahe 
Gebiete und Inseln werden unbe- 
wohnbar! 

Florenz: Es ist bedauerlich, daß die 
zweite Weltklimakonferenz keinen 
Beschluß über die Ergreifung konkre- 

ter Maßnahmen gefaßt hat. Jetzt 
kommt es darauf an, daß tatsächlich 
gehandelt wird. 
Wir müssen alle nur möglichen 
Anstrengungen unternehmen, um die 
verfügbaren Kohlendioxyd-Minde- 
rungspotentiale soweit wie möglich 
auszuschöpfen. Ich fordere die Kom- 
mission auf, umgehend Vorschläge 
vorzulegen für ein EG-weites Verbot 
des Verbrauchs und der Produktion 
aller Fluorchlorkohlenwasserstoffe 
(FCKW) spätestens ab 1997. 
Die Volkswirtschaften im industriali- 
sierten Norden der Welt haben 
bekanntlich einen unverhältnismäßig 
hohen Anteil am Kohlendioxydaus- 
stoß. Darüber hinaus sollten bis zum 
Jahr 2005 die Kohlendioxyd-Emissio- 
nen in der EG um mindestens 30 Pro- 
zent reduziert werden. Und schließlich 
brauchen wir in der gemeinschaftli- 
chen Umweltpolitik eine Klimaschutz- 
abgabe. 

aus der jeweiligen Betriebsgröße und 
Strukturmerkmalen wie z. B. Anteil der 
weiblichen Beschäftigten, Alters- und 
Qualifikationsstrukturen. 
Der Erziehungsurlaub hat positive 
Beschäftigungseffekte; sie haben gegen- 
über dem kürzeren Mutterschaftsurlaub 
zugenommen. Für etwa 49 Prozent der 
Erziehungsurlauberinnen wurden von 
den Betrieben neue Arbeitskräfte einge- 
stellt. Als Ausgleich für den Arbeitsaus- 
fall von Erziehungsurlauberinnen werden 
auch eine Reihe betriebsinterner Maß- 
nahmen getroffen, wie z. B. betriebsin- 
terne Umsetzungen, Aufgabenverlagerun- 
gen sowie die vermehrte Übernahme von 
Auszubildenden. 

Die Rückkehrquote in den Betrieb nach 
Ende des Erziehungsurlaubs beträgt etwa 
47 Prozent. Als Gründe für die Nichtwie- 
deraufnahme der Erwerbstätigkeit wer- 
den die ausschließliche Betreuung des 
Kindes in den ersten Lebensjahren und 
unzureichende Rahmenbedingungen wie 
fehlende Betreuungsmöglichkeiten für 
das Kind oder ein mangelndes Angebot 
an Teilzeitarbeitsplätzen aufgeführt. 
Große Unternehmen haben über die 
Regelungen des Bundeserziehungsgeldge- 
setzes hinaus durch Betriebsvereinbarun- 
gen die Möglichkeit geschaffen, daß sich 
Mütter zwischen zwei und zehn Jahren 
für die Kinderbetreuung beurlauben las- 
sen können. 
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Seminar-Termine 1991 

Betriebsräte-Seminare 1991 
14.—18.1. 1991 „Arbeitsrecht I" 
28. 1.—1. 2.1991 „Wie arbeite ich als 
Betriebsrat" 
18.—22. 2. 1991 „Was ein Betriebs- u. 
Personalrat über Wirtschaft wissen muß" 

4.-8. 3. 1991 „Arbeitsrecht I" 
11.—15. 3.1991 „Wie arbeite ich als 
Betriebsrat?" 
11.—15. 3.1991 „Rhetorik für Betriebs- 
u. Personalräte" (Fortgeschrittene) 

8—12. 4. 1991 „Arbeitsrecht II" 
15.—19. 4. 1991 „Schwerbehindertenver- 
tretung im öffentlichen Dienst" 
29. 4.-3. 5. 1991 „Suchtprophylaxe und 
Gesundheitsvorsorge als Aufgabe für 
Betriebs- u. Personalrat" 

3—6. 5. 1991 „Berufliche Bildung in 
Europa" 
6—10. 5. 1991 „Grundlagen der 
Gesprächsführung für BR" 
6—10. 5.1991 „Einigungsstelle, Betriebs- 
vereinbarung und Betriebsrat" 
28.—31. 5.1991 „Betriebs- und Personal- 
räte im Europäischen Binnenmarkt" 
3—7. 6. 1991 „Schwerbehindertenvertre- 
tung im Betrieb" 
3—7. 6. 1991 „Praktische Betriebsräte- 
Einarbeitung" (Einführung für Betriebs- 
räte aus der DDR) 
17.-21. 6. 1991 „Arbeitsrecht II für 
Betriebsräte" 
!•—5. 7. 1991 „Jugend- und Ausbildungs- 
vertretung" 
2—6. 9. 1991 „Arbeitsrecht I für 
Betriebsräte" 
2—6. 9. 1991 "... de jure gleichberech- 
tigt - auch in der EG?" 
16.-20. 9.1991 „Wie arbeite ich als 
Betriebsrat?" 

30. 9.-4. 10. 1991 „BR und Europäi- 
scher Binnenmarkt 1992" 
14.—18. 10. 1991 „Praktische Betriebs- 
räte-Einarbeitung" (Einführung für 
Betriebsräte aus der DDR) 
21.—25. 10. 1991 „Arbeitsrecht II für 
Betriebsräte" 
11.—15. 11. 1991 „Wie arbeite ich als 
Betriebsrat?" 
18.—22. 11. 1991 „Arbeitsrecht III" 
18.—22. 11. 1991 „Rhetorik für Betriebs- 
räte" 
2.-6. 12. 1991 „Juristische Methoden- 
lehre" 
16.-20. 12. 1991 „Arbeitsrecht IV - 
neueste Rechtsprechung" 

Nähere Einzelheiten zu diesem Seminar 
erfahren Sie im: 
Arbeitnehmer-Zentrum Königswinter 
Johann-Albers-AIIee 3 
5330 Königswinter 1 
Telefon (02223) 73117/73118 

Neu im Angebot 

Eiskratzer 
Bestell-Nr.: 9890 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Verpackungseinheit: 60,— DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Gemeinsam 
schaffen wir's 
unsere ganze Kraft 
Aber wir haben allen 
Grund zur Zuversicht 

i 
Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten. Wenn Sie 
in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden Sie sich bitte an Ihre 
Kreisgeschäftsstelle, die Ihre Angaben an die Bundesgeschäftsstelle weiterleiten wird. 
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